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Regierungsvorlage 

. Bundesgesetz vom XXXXXXXX über 
die Durchführung der Zollbestimmungen des 
Freihandelsübereinkommens EFT A-Spanien 
und die Änderung des Kartellgesetzes zur 
Durchführung der Wettbewerbsregeln dieses 
Übereinkommens (EFTA -Spanien-Durchfüh-

rungsgesetz) 

Der Nationahat !hat !beschlossen: 

A,BSCHNITT I 

Begriffsbestimmungen 

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeutet 
der 'Begriff 

1. "EFT A-Spanien-übereinkommen" das am 
26. Juni 1979 in Madrid unterzeichnete 
übereinkommen zwischen den EFTA-Län­
dern und Spanien; 

2. "Gem~schter Ausschuß" den im Artikel 22 
des EFTA-Span~en~übereinkommens ge­
nannten Ausschuß; 

3. "ZoUtari,f" den einen Bestandteil des ZoJl­
taritge,setzes 1958, BGSll. Nr. 74, bildenden 
Zolltarif; 

4. "Vorzugszollsätze"die nachdem EFT A~ 
Spanien-Ülbereinlwmmen anzuwendenden 
ZoHsätze; 

5. "Anhang III" den im Artikel 7 des EFT A­
Spanien-.Übereink!Ommens .genannten An­
hang ülber die Ursprungsregeln. 

AlBSCHNITT 1I 

Zollsondervorschriften und Zollverfahren 

§ 2. (1) Ausgangs~onsätze ~m Sinne des An­
hangs lAbs. 3 des EFT A-Spanien-übereinkom­
mens 'si.nd 

1. die im Zolltarif festgelegten aHgemeinen 
Zowhätze oder 

2. die V'on österr.eich im Rahmen des Allge­
meinen Zoll- und Handelsabkommens 
(GATT), BGEl. Nr. 254/1951; vereinbarten 
und in der l,i1ste XXXII-österreich enthal­
tenen V ertrag~ot.lsätze oder 

. 3. die in der ,Anlage zu diesem Bundesgesetz 
angeführten Zol<lsätze, 

je nach,dem, welcher von ,diesen ZoHsätzen im 
Einzelfall eine niedrigere Abgabenbelastung er­
gibt. Im Falle der Z. 1 und 2 sind die Zollsätze 
nach dem Stande vom 1. Jänner 1978 zugrunde 
zu legen. 

(2) Für die 'ln der Lilste C des Anhangs I des 
EFT A-Spanien-übereinikommens angeführten 
landwirtschaftlichen VeraI'beitungserzeugnisse 
gelten die in dieser Liste unter österreich ange­
führten Ausgangsw:l.1sätze. 

(3) Keine A'UJsgangszol1sätze~rri Sinne des 
Ahs. 1 sind Zollsätze, die im Rahmen von Kon­
tingenten, bei Vorliegen eines Erlaubnisscheins 
oder einer Bestätigung langewendet wurden, sowie 
ZoJlermäßigungen, die 3IUIf Grund des Präferenz­
~olllgesetzes, BGBL Nr. 93/1972, oder des § 6 des 
Zolltarifgesetzes 1958 oder anderer ge,setzlicher 
Bestimmun'gen gewäihrt wörden sind. . 

(4) Bei Berechnung der VorzugszoHsätze (Sind 
Bruchteile voOn Wertzol1sätzen von mehr a.ls 
0,05 v. H. ~nd Bruchtei'le der in Schilling festge­
legten Zollsätze ,"on mehr als 0,05 Sauf die erste 
Dezimalstelle aUJfzurunden, ansonsten auf die 
erste Dez:imalsteHe alb~runden. 

§ 3. Soweit in diesem Bunde~gesetz ~ichts an­
deres !bestimmt ist, finden die in Angelegenheiten 
der Zölle geltenden Vorschriften Anwendung. 

§ 4. Die nach dem EFT A-Spanien-überein­
kommen amwrwendenden VorzugszoHsätze finden 
auf die ,im § 4 Albs. 2 und 4 des Zollgesetzes 1955, 
BOBL Nr. 129, hezeich'Dleten Waren keine An­
wendung. 

§ 5. (1) Zur Erteilungder im EFTA-Sparrien­
übereinkommen vorgesehenen W.arenverkehrs­
bescheinigungen sind die Zollämter erster Klasse 
~ständig. Der Bundesminilster f.ür F,inanzen kann 
die Bdugni,sse zur Erteilung VIOin Warenverkehrs­
[bescheinigungen ,durch Ver:ordnung tür !bestimmte 
Waren awfeinzelne ZoLlämter zweiter KI.a'sse aus­
delhnen, wenn dies I3!US verkeIhrstechnischen oder 
wirtschaftlichen Griinden ·erifordedich ist. 
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, m Wer die El'tei1uI)Jg einer W aref1verkehrsb~­
-sdieinigung'beantnigt oder eine Ursprun'gserklä­
iüng 'ausst"dli,hat 'die . dafür oot;weriaigeri Angä­
-ben vol1ständig und waihliheitsgemäß zu machen 
und ihre Richtigkeit durch Vorlage ,aller nach 
Lage des Einze1fta:lles erforderlichen und geeigne­
ten Unterlagen, wie Rechnungen, Einfuhrpapiere, 
Frachtpapiere, iLieferscheine der Vorlieferanten, 
nachziuweisen. 

(3) Der Antra.g auf Erteilung einer Warenver­
kehr,sbescheinigung ist zurückzuweisen, wenn die 
Voraussetzungen nach diesem :eundesgeSe~~' o4e"r 
nach ,dem Anhang IM nicht gegeb~sind oder die 
nach Abs. 2emordenlichen Unterlagen unvolJ­
s~~~dig ~der ma.~?~~* 'Sin~: 

(4) Bei übeliprüfung der Angalben. in den Ur­
sprungsnachweisen ih~ben die Z()llp~()t:4en- n-epen 

den die unmittetbare Beförderung betreffenden 
Besti~mrwngen stehender AIlIWendungde~ Vor~ 
zug'siJ(iHsätzes 'nicht entgegen, wenn J;iamgewiesen 
wird, daß die Nämlichkeit der zur Abfertigung 
-beantragten W,aren mit den den Gegenstand des 
vorgelegten Ursprungsnachweises . bildend'eri 
Waren gegeben iSt, und wenn trotz der hervorge­
kommenen Mängellhinsichulich des Ursprungs der 
Waren keine Zweifel bestehen. 

§ 8. Die Anträge auf Erte1lung von Warenver­
kehrsbescl1~inigungen sowie. die bei der Einfuhr 
v>O~ Ursprurigserzeugnissen dem Zollamt vorzu­
liegenden Warenverkehrsbescheinigungen und die 
bei der Au-sJ)l1hr von Ursprungserzeugnissen vom 
ZoUarit~ z~ hes~ätigender- w.~r~!lv!!rkf!h~sbeschei­
ni~up-gep- sipod Y0l1- :4e1.1- St~II1Relgebühre1f befreit. 

den Befugnissen, 4ie im § 26 AI)s. 2 des Zo1)g~- § 9. per iB}l!!-d~~p:1inim~r fijr Fif1~p-2;en hat dit: 
seties 1955 an,geführt sind, 4ie gleichep Rechte, imt:.fTA--~p~ni~p-~pbez:eink:OiITIP1ep- o~(!J: in- :ße­
wie sie in der Bundesa!bgalpenor.dn~ng, BGBl: sch!üs'sell 4esgep:1i~cl:r~~n }"'u~sch~~s~s iIl Rech­
Nr. 194/1961, den Aibgabenbeh'örden für Zweck:e nungseiniheiten festg~legten Wertgrenzen und Be-
4~r J\'b~~ben~r'lH;jö-qIlg eip-g~räurrHin4. 'träge, soweit sie für dals 'ZlOllverfahren ,in öster-

(5) Zur Nachpliüfung ,der V'on den Zq.l1behör- reich, insbesondere für' die im Art. 81\ibs. l und 2 
den der ,anderen V;ertia:gsparteien .-ülbermiitelten des Anhangs III V'or.gesehenen Fälle, bedeutsam 
Ursprungsnachiweise hinsichi:1ich der Richtigkeit 'sind, durch Ve~o~dnun.fj~wei1s ,in Schilling fest­
der darin enthaltenen Erklärungen, insbesondere zusetzen. Dabel s11l!d dle. Sl~ a~is der Berechnung 
i!'per 4~n plispliung ~~r 'Yarep-. !ln4 'ihre unmittel-. ergebenqen Werte auf dle llacr'ste11 1?O,--:- S auf-
hare B~f~r4erung, '~önn~n ;di~ K~rp.-erä'ITIter der zurunden. . 

Kamm~r:n d~r ge:verb~ich~Il Wirts~aft 'r~rallg~- § 10. (1) Wird durch Vorlage eines sachFch un­
~~gen )y~ren, w~nn d1es ~ur VerelIlfachung und richrigen Ursprurigsnachweises in einem Zollver­
B~schle~ni~p:g 4~s yelif~,hreI).'s' ~weck~ienlich er- f;!lhren IbewirJet, daß ~in VorzugszolJlsa~~ .zu Un-
scheint.' ,., .. _.L d 

. recht angewendet wird, so entst;mt mit· er Aus-
(6) Wird der Antrag ·auf Erteilur-g einer 

Warenverkehr~beschein,igung 'erst nach Ausfuhr 
der Ware, auf die sich die Warenverkehrsheschei­
n:igung . bez,{ehF,'ge~~eJJ~,' 's~ ');:;nti {{'as mit der 
Sache'befaßte Zoll'ljmt den Antrag an ein anderes 
deIl1 \VCili.-ll~~ (~itz)'4e~ Expor~~uTs oder der Be­
triebs stätte, aus der die ausgefii:hrte' Ware 
~t~~m't;n:ä;herge1eger~s 's~~lich Iz;ust~~diges Zoll­
amt weiterleiten, ~ofern dies zur Vereinfachung 
oder Beschleuni,gung des Verfahrens zweckdi·en­
,lich ist und nicht ürberwiegende lnteressen des An­
tragstellers entgeg,enstehen. per An~ragstel1er ist 
von der Weiterleitung zu ver·ständigen. 

§ 6. nie Herstellung v-on Vordrucken der im 
EFTA-Spanien-Ubereihkomnien .vorgesehenen 
Warenvel'kehl'sbescheinigungen und U rsprungser­
k<1ärungen ist ,der österreichischen Staatsdruckerei 
vorbehalten. 

~ t • 

§ 7. Unbedeutende formelle Mängt:l der 
W arenyerke4r~IJ:t:sch,einiguhg oder der U r~prungs­
erklärung '&l-er . geringfügige' Abweichungen der 
'An,ga:ben' in 4iesen Ursprur-gsnaehw-eisen ,von den 
Angahei-l ip.derWarenerkJar~ng oder dem Inhalt 
der si:)Ji~tige~ Zur 'Zollaibfertigung ycirge1egte~ 
Unterlagen.' und üriJbedeutende Abweicliung~nvon 

, •. 1 '. , 

{olgung der Waren di~ Abga:benschuld kra.ft Ge­
setzes hinsichtJich des unerhoben geblieben:~n Ab­
g~ibenbetrages. l)as'glei~e gih, w-enll 4u~ch un­
richtige Angahen oder ,durch die Vorlage' sachlich 
u'l1richtiger Uni:~~lagenbewirkt wird, d;i0 das 
Erfordernis der .unmittelbaren Beförderung nach 
Ar~. 7 des Anhangs m zu Unrec/J:t als' erfüllt an-
gesehen wird. ' 

(2) Auf die nach Abs. 1 entstandene Abgaben­
schuld sind die :für eine ZoHschuld nach § 174 
p,.hs. 3 l~t. c des' ZÜ'hLg~setZes 1955 geltenden ge­
setzlichen Besti~~1Unge~anzuwepqen. . 

§ 11; (Verfas!>].U1gshestimmung) Der Bundes­
minister für iFinahzen 'ist,ermachtigt, im Einver­
nehmen mit ,dem BundesminIster für Handel, Ge­
werbe und Industrie unter Bedachtnahme auf die 
Iri t'eressender 'iheirtiisclieri' Wirnschaft für die Ein­
fuhr und A~srfulhr y;on' Waren' ·im V~rkehr mit 
den anderen Vertragsparteien Regelungen 

1. bet~effend die Änderu~g de~ Anha~gs III, so­
,ba,ld rüher den Inhaltder.i\riClerung ,im Ge­
misChten' Ausschüß' Einvt+ii6hmenerziclt 
word~n 'ist;dfes gilt auchfllrdas Ausmaß 
und 'den Zeitpunkt des; Lrik'raftt'reiens des 
Verboits der 'zoüriickver.gütung is~ie d1e sich 

_ .• T . • _ • ~ .• 7 : ~ ~ ~ .. '. \ " 

163 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)2 von 10

www.parlament.gv.at



-- - -------- --- -- --------------

163 der ,Beilage.n 3 

daraus ergebenden Voraussetzungen für die 
Erteilun.g einer Warenver kehrsbescheinigung 
oder die Albgalbe einer Ursprungs erklärung , 

2. zur Durchfüihrung ,des Anhangs III 
3. zur Vereinfachung und Beschleunigung des 

Verhhrens 
'durch Verordnung zu erlassen, soweit dadurch 
die Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zol1-
bere'ich nicht beeinträchtigt wird. 

§ 12. In Angelegenheiten der VoHziehung der 
im EFT A-Spanien-übereillikommen vorgesehenen 
Ursprungsregeln und riibl'igen Zollregelungen 
können das Sundesminrsterium 'für Finanzen und 
über seinen Auftrag die nachgeordneten Dienst­
steIlen unmittelbar qllit den von den anderen 
Vertragsparteien bekanntgegelbenen Behörden 
verkehren. 

§ 13. Für die EinreiJhung ,einer Ware nach dem 
EFTA-Spanien-übereirikoJmmen und nach der 
Anlage 'zu diesem Bundesgesetz gelten die Be­
stimnmngen des ZoUtarifgesetzes 1958. 

ASSCHNITT III 

Sonderbesti~mungen für landwirtschaftliche Er­
~eugnisse 

§ 14. (1) Zur 'Durchführung der Art. 9 und 10 
des EFT A-Spanien-Ubereinkommens kann der 
Bundesminister tiürFinanzen im Einvernehmen 
mit ,dem Bundesminister f.ür Land- und Forst­
wirtschaft und, soweit Regelungen gemäß Art. 10 
dieses übereinkommens angepaßt werden müssen, 
auch im Einvel'nihenien Imit dem Bundesminister 
für Handel, Gewerlbeund Industrie, unter -Be­
dachtnahme auf die Interessen der heimischen 
Wirtschaft und in einem zur Gewährung der Ge­
genseiügkeit ,enf-orderlichen Umfang durch Ver­
ordnung 

1. die für olandwirtschaftliche Erzeugnisse gel­
tenden Z'Qlllsätze, auch in Form von Kontingen­
ten, ermäßigen oder erlassen,. oder 

2. die für die hetreffenden Waren jeweils gel­
tenden Vorzugszölle .gan'Z oder tei,lweise zurück­
nehmen~ oder 

3. die für die Einfuhren von landwirtschaft­
lichen Erzeugnissen die im nolltarifvorgesehenen 
Zeitspannen verkürzen oder erweiter,n. 

m Bei den unter Ahs. 1 genannten Maß­
nahmen ist ,auf die vom Gemischten Ausschuß 
gegebenenfa.J1s erteilten Empfehlungen Bedacht zu 
nehmen. 

ABSCHNITT IV 

Die Verwaltung von Richtplafonds 

§ 15. -Cl) Zur Durchführung des Albs. 3 der 
Liste E des Anihang,s I des EFT A-Spanien-über-

einkommens kann der LBundesminister für Han­
del, Gewerbe und Industrie im Einverneh\men 
m'it dem Bundesminister für Finanzen durch Ver­
'ordnung jährliche Richtplafonds festlegen, wenn 
es das wirtscha.fdiche Interesse erfordert. Bei 
diesen Maßnahmen ist auf die vom Gemischten 
Ausschuß .gegebenenfaHs erteilten Empfehlungen 
Bedacht zu nehmen. 

(2) Das Bundesministerium für Handel,' Ge­
weribe und Industrie list mit der überwachung 
der im -Abs. 1 vorgesehenen jähclichen Richt­
plafonds 'betraut. 

(3) Die Zollämt,er haben 'dem Bundesministe­
rium für Handel, Geweribeund Industrie die für 
die überwachung des Richtplafonds notwendigen 
Daten zu melden. 

(4) Wird ein jährlicher Richtplafond über~ 
schritten, kann der Bundesminister für Finanzen 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie unter Bedacht­
nahme auf die interessen der 'heim~schen Wirt­
schaft durch Verordnung festlegen, daß der für 
diesen jäJhrlichen Richtplafond vorgesehen'e be­
günstigte ZoUsatz his' zum Ende des Kalender­
jahres nicht mehr anzuwenden ist. 

ABSCHNITT V 

Schutzbestimmungen 

§ 16. (1) Zur Durchführung der in den Ar~ 
ükeln 15, 16, 17, 19 und 20desEF'tA-Spanlien­
übereinlmmmens vor,gesehenen Smutzrnaßnah­
men hat der Bunde&min~s\)er für Finanzen 'im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie, hinsichnJoich der 
in der Liste Cdes Anlhangs I ,angeführten land­
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse auch im 
Einvernehmen mit dem >Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, <bei Vorliegen der in 
diesen Artikeln des genannten übereinkommens 
vorgesehenen Voraussetzungen und unter Be­
dachtnahme auf die im Art. 20 des übereinkom­
mens vorgesehenen Venfahrenderi Vorzugszoll­
<satz, einsch.Jieß.lich des ermäßigten festen Teilbe­
trages der Ausgleichs~bgalbe nach dem Stärkege­
'setz,BGBI. Nr. 218/1967, oder dem AUJSgleichs­
ahgabegesetz, SGB:J. NI'. 219/1967, auf die betref­
fenden W,aren m~t V:erolrdnung ganz oder teil­
weise ·auszusetzen, soweit dies ;zur Verhütung 
oder Behebung der 'wirtschafdichen Nachteile er­
forderlich ist. 

(2) Der Bundesminister d)ür Finanzen kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Han-' 
deI, Gewerbe und Industrie, hinsichtlich' der in 
der Liste C des Anhangs I angeführten landwirt­
schaftlichen Verarbeitungs erzeugnisse auch im 
Einvernehmen mit ,dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, bei Vorliegen der 

2 
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Vor:aussetzungen, die 'ln den im Ahs. 1 genannten 
Artikeln des übercink'Ommel1S v'Orgesehen sind, 
die Erhebung von AusgleichsahgaJben nach Art. 20 
Albs. 3 Jit. b Z. ii) mit Ver'Ordnung anordnen. 
Die Verordnung ,hat lSowob:ldie !betroffene Ware 
genauzu bezeichnen als auch die Hohe der Aus­
g:leichsabga!he festzulegen. Der Satz der Aus­
g,leichsabgabe ist auf Grund der Wirkung zu be­
rechnen, welche ·die Z'OHdisparitäten für die verar­
beiteten ROihsootffe oder Hatberzeugrusse auf den 
ZoJ:lwertder betreffenden Ware haben. Auf die 
Erhebung der Ausgleichsabgabe .sind die für den 
Zol1 geltenden .gesetzlichen Vorschriften sinnge­
mäß anzuwenden. Die Erhebung dieser Aus­
gleichsabgalbe obliegt den Z'Ollämtern. 

(3) Im falle ,"'On ZoUdisparitäien nach Art. 17 
des übereinik'Ommens kann der BundeS/minister 
für Finanzen im Einverneihmen mit dem Bundes­
minister für Handel, Gewenbe und Industrie, hin­
sichtlich der in der Liste C des Anhangs lange­
führten Iandwirtschaftlichen Verarbeitungs er­
zeugnisse auch im Ein'Vernehmen mit ·dem Bun­
desminister für Land- und f'or-stwiirtschaft, unter 
Bed.achtnaihme auf die lln ,Art. 20 des überein­
kommens vorgesehenen VerfaJhren Zlur Abwen­
dung der Einführung VOn Ausgleichsabgaben 
sei tens einer anderen V errtagsp artei Zölle mit 
Verordnung indem Ausmaß einführen, das ·er­
fordel1l<ichilst, die Zolldisparität auszugleichen; 
dabei düdendie Zölle bei Rohmaterialien und 
Ha'lberzeugnissen 10 v. H. und bei Fertigwaren 
20 v. H. desZollwertes nicht übersteigen. 

(4) Dem -Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie und, sO'Weit es sich· um in der 
Liste C des Anlnang.s I angeführte landwirtschaft­
liche Verarbeitungserzeugnisse handelt, im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für Land­
und Fürstwirtschaft, oIMiegt <h<iebeidie Ermitt-

. lung, ob die Voraussetzungen gegeben sind, die 
in den in AJhs. 1 ,g·enannten Artikeln des überein­
kommens vorgesehen sind. 

(5) Ver'Ordnungen nach dem Albs. 1 bis 3 sind 
aufzuheben, wenn die inden genannten Artike'ln 
des übereink'Ommens vorgesehenen V'Orausset­
zungen nicht mehr gegeben ,sind. 

ABSCHNITT VI 

Strafbestimmungen 

§ 17. (1) Wer in einem Verfahren zur Ertei­
lungeiner Warenverkehrsbescheinigung 'Oder bei 
Abgabe einer Ursprungserklärung 'Oder in -einem 
Nachprüfungsverfahren vorsät7Jlich 

1. unrichtige Angaben (macht, 
2. erhebliche Tatsachen verschweigt oder 
3. unrichtige Unterlagen uber erhebliche Tat­

sachen vorlegt, 

macht sich einer Finanzordnungswidrigkeit nach 
dem Finanzstrafgesetz, BGBL Nr. 129/1958, 
schuldig. 

(2) Die Finanzordnungswidrigkeit wird mit 
einer Geldstraf-e bis zu 50 000 S ge<lihndet. 

ABSCHNITT VII 

Änderung des Kartellgesetzes 

§ 18. Das Kartellgesetz, BGBL Nr. 460/1972, 
wird wie folgt geändert: 

1. § 5 Ahs. 2 hat zu lauten wie :lio~gt: 
,,(2) Die Aumahmen des Albs. 1 gelten nicht, 

soweit ein Kartell geeignet ist, den unter das 
Interimsablwmmen Ziwischen der Republik 
österreich und der Eur'Opiiischen Wirtschaf~sge­
meinschaft, das Interimsalbkommen zwischen der 
Republik österreich und den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
das Abkommen zwi-schen der Repubtik österreich 
und der Eur'Opäischen Wirtschaftsgemeil1Schaft, 
das Abkommen zwischen der Republik österreich 
einerseits und den Mitgliedstaaten der Europäi~ 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und der 
Europä~schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
andererseits, das übereink'Ommen zur Errichtung 
der Europäischen Fre~handelsassoziation, das 
übereinkommen zur Schaffung einer Assoll;iierung 
zwischen den MitglHedsta:aten der Europäischen 
Freihandelsassoziati'On und der Republik Finnland 
oder das übereinkommen zwischen den EFT A­
Ländern und Spa,nien fail1enden Handelsverkehr 
zu beeinträchtigen, es sei denn, daß ·es sich um ein 
Kartell auf dem Gebiet handelt, das in Ge.getz­
gebung 'Oder Vollziehung in die Zuständigkeit der 
Länder f3J~lt." 

2. § 24 lAbs. 2 bat zu lauten wie f'Olgt: 
,,(2) Die V'Olkswirtschaftliche Rechtfertigung 

(Albs. 1 Z. 6) ist jedenfalls nicht gegeben, wenn 
ein Kartehl mit dem guten Funktionieren des 
Interimsabk'Ommen zwischen d~r Repulblik Öster­
reich und der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft, des Interimsabkommens 7Jwischen der Re~ 
publik österreich und den Mitgliedstaaten der 
EU1'Opäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
des Abkojmrnens zw~schen ·der Republik öster­
reichund der Europälj-schen Wirtschaftsgemein­
schaft, des Abk'Ommens zwischen der Republik 
öst~rreich einerseits und den Mitgliedstaaten der 
Europä'ischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
und der .Eur'Opäischen Gemeinschaft für Kohle 
und StaM anderer·seits, des übereinkommens zur 
Errichtung der Europäischen Freihande1s<llssozia­
tilÜln, des Übereink'OmmelllS zur Schaffung einer 
Assoziierung zwischen den MitgLiedstaaten der 
Europäischen Freihandelsassoziation -und der Re­
pulblik Finnla,nd oder des übereinkommens 
zwischen den EFTA-Ländern und Spanien unver­
einbar ist." 

163 der Beilagen XV. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)4 von 10

www.parlament.gv.at



163 der IBeilagen 5 

ABSCHNITT VIII 

Schlußbestimmungen 

§ 19. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem 
Inkrafttreten des EFTA -Spanien-übereinkom­
mens in Kraft. Es tritt mit Ausnahme des § 18 
mit dem Außerkrafttreten dieses übereinkom­
mens außer Kraft. 

(2) Verordnungen zur Durchführung dieses 
Bundesgesetzes können !bereits vor dessen Inkraft­
treten erlassen werden. Sie tl'eten jedoch frühe­
stens mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge­
setzes in Kraft. 

§ 20. Mit der Voillzielhung dieses Bundesge­
setzes sind betraut: 

1. Der 'Bundesminister für Finanzen im Ein­
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Iil,dustrie Ihinsichtlich 
der §§ 11 und 15 Abs. 4; 

2. der Bundes~inister für Finanzen im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Han­
del, Gewerbe und IndustJ:1ie, in dem dort he­
zeichneten Umfang auch 'im Einvernehmen 

mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, hinsichtlich des § 16 Abs. 1, 
2 und 3; 

3. der Bundesminister für Finanzen im Einver­
nehmen mit ,dem Bundesm'in.ister ,für Land­
und Forstwirtschaft, in dem dort bezeichne­
ten Umtang auch im Einvemelhmen mit dem 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie, hinsichtlich des § 14 Abs. 1; 

4. der Bundesm'inist~r für Handel, Gewerbe 
ulJ.d Industrie hinsichtlich des § 15 Ahs. 2; 

5. der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie, in dem dort bezeichneten Aus­
maß auch Fm :Einvernehmen mit dem 
'Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft hinsichtlich des § 16 Abs. 4; 

6. der Bundesminister für Handel, Gewerbe 
und Industrie im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen 'hinsichtlich des 
§ 15 Albs. 1; 

7. der Bundesminister für Justiz im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Handel, 
Gewerbe und Industrie hinsichtlich des § 18; 

8. im übrigen der Bunde~minister für Finanzen. 

Anlage 

Besondere Ausgangszollsätze nach § 2 Abs. 1 Z. 3 

Tarifnummer Warenbezeichnung 

48.05 

48.07 

WeUpapier und Wellpappe (auch mit aufgeklebter Deckschichte); Papier 
und ~appe, nur gekreppt, plissiert, durch Pressen oder Prägen gemustert 
oder perforiert, in RoBen oder Bogen ............................. . 

A -Papiere mit klebenden Stoffen gestr,ichen, Ü'berzogen oder getränkt, 
mit Ausnaihme des Abziehbilderpapier.s ....................... . 

F - Kunstharzpapiere ......................................... . 

48.11 aus A - Papiertapeten, ausgenommen einfärbige Tapeten ohne Aufdruck 

48.12 

48.13 

48.15 

oder Prägung ............................................. . 

Fußbodenlbelag mit Papier- oder Pappeunterlage, auili mit LinoleU\m-
schichte, auch zugeschnitten ......................... ; ............ . 

Papier für Verv,ielfähigungszwecke und Umdruckpapier, zugeschnitten, 
auch in Schachteln (l(ioihlepapier, Vervielfältigungsschablonen und 
dergleichen) .................................................... . 

Andere Papiere und Pappen, für einen besümmten Zweck zugeschnitten: 

D -'- andere ................................................... . 

48.21 A - Luxuspapeterien, ausgenommen W,aren der Nummer 97.05 ...... . 

49.03 

aus D - ungeschlagenes Vorschlag-, Karten- oder Schaftpapier, mit Warzen­
löchern, zur Herstellung von gesch,lagenen Jacquard- oder SChaftkarten 

Bilderalben, Bilderbücher, Zeichen- oder Mallhücher, für Kinder, broschiert 
oder gebunden ................................................. . 

I 
Zollsatz in 0/0 

des Wertes 

19 0/0 

24,3% 

22,5% 

19 % 

20 Ofo 

22 % 

20 Ofo 

20,7% 

7 % 

18 % 
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6 163 der ,Beilagen 

Erläuterungen 

I. Allgemeiner Teil 

Am .26. Juni 1979 wuride da's Freihandelsüher­
einkommen EIFI1A-iSpanien in Madrid' unt!er­
zeichnet. Dieses übereinkommen wurde dem N a­
ti:onalrat zur verf;assunigsmäßigen Genehmigung 
zugeleitet. Das JÜber~inkommen ist rzwar Ülber­
wie!gend :zur unmirtne1baren Anwendung geeig­
net, bedarf jedochinsbe:.ondere :bei den Zoll­
und Ursprunrgs'bestimmunge,n der Erlas'sung 
innerstaat1lichrer Rech~Slvol'lschriJten, um das Ver­
halten der öSlterr,e:ichischen ZolLorg,a:ne im Rah­
men des durch das übereinkommen ,eingeräumten 
völrke~recht1iehen Sp'ielraumesdem Art. 18 B-VG 
entsprechend zu determi.nJieren. Diese 'ergänzen­
den gesetzlichen Be:>timmungen müs!>en' gle,ich­
zeitig mit dem Freihandel~übereinkommen EFTA­
Spanrien in Kratt treten. Es handelt 5ich dalbei 
in~be5'Ol1!der,e um 

die klare Festsetzung der Ausgang~Z'oUsätze 
Hk die Zdllsenlkunrg,en, 
die Vorschriften über die Ausstellung und 
überprüJftl!11lg der für deru pr~ferenzibegün~ 
st1gten WaJl"e11lVerkehr ,erJOl"del"lichen Ur­
sprungsnachwevse, 

- die besonderen ZdLLbestimmungen, die es 
erlauben, die HanddS!politEk 'betreff,end 
landlwiI1ts·chaftJiiche Erzeugniisse zu änder.n" 
die alMämge Errichtung und Verwaltung 
der Richtpla1ionds bei Waren der Kapitel 
48 UlUd 49 des ZolWtariJs (Papier und P.apler­
waren), 
die zollrechtlichen Vorkehrungen, die es 
edaulben, ,gegdben.enfraUs ,die Schutzklause:ln' 
des Obereirukommens anJzuwenden, 

die Stra>f1bestimmungen bei rechtswidrilger 
Ausstellung vonr Ursprungs,nachweiserL 

Das ebenfalls am 26. Jun~ 1979 in ka.d!rid 
unte,rzeich,nete biJlaterale Abkommen öste~reich­
Spanien ülberden Handel mit landwirts~afdi­
ehen Erzeugnrissen bedart keiner weiteren Durch-
führungshestimmung. r 

Da die Zo11- und Ul1sprwngSlhestimmungen des 
vorliegenden Freihandelsübereinkommens jenen 
der Freihandlelsa,bkommen der EFTA-Staaten mit 
den Europäisch,en Gemeinschaften und des EFTA­
übereinkommens selbst nachgebildet sind, ergibt 
es sich zwingend, daß auch die Durchführungsbe­
stimmungen des vorliegenden EFTA~Spanien­
übereinkommens jenen des EG-Abkommen-

DurchfüthrunJgsrg,esetzes, BGBL Nr. 468/1972, in 
der Fas'S'Uing der Novelle BGBl. Nr. 791/1974, 
und des EFTA-Durc:hiführungsgesetzes, BGBI. 
Nr. 118fr19'73,.in der ,Passung der Novelle BGBL 
Nr. 792/1974, angepaßt werden. Diese Paral­
lelität der Rechtsvorschrihen ist nicht nur aus 
rechtlich,en, sondern auch ,aus verwaJotungs:öko­
nom:ischenGrühden el1f.order'~ich. 

Eine Bestimmung des Durehf'Ürhrungs'gesetzes, 
und zwar § 11, betreffend die Anpa.ssung der Ur­
sprungsbestimmung,en mußte zu einer Verf.as­
sUI1igsrDescimmurng erklärt wel1den, w,eil der Zeit­
punkt und! der Inhalt der künftigen Änderung 
dieser Rechtsvorschl"iften gegenwärtig, noch nicht 
determiniert werden können und gegebenenfalls 
die ra'sehe Durchführung internaüonaler hbspra­
chen auf dem Verordnungsweg Igewährleirstet 
werden muß. . 

Der' Entgang an Zol1einnahmen w:il'dsich 'auf 
Grund der Senkungenr ,der Ausgangszöl1e gemäß 
den ang,esteHten Berechnung'el1! auf mnd 
100 Mil!.. S belaufen. 

Durch das gegenständliche Bundesrgesetz ergibt 
sich im a'11gemeinen kein. nennenswerter 'Zusätz­
licher Sachaufwand, aber sicherlich wird eine -
wenn auch ,nfll'r ,geringe - El1hÖ'huIllg des Perso­
nahrarides in der Zentrahtelle (Bundesministe­
rium für Finanzen) erfor·dedich sein. 

Das Ober,einkommen EFTA"SpaJnien macht 
auch eine Anpassung der Bestimmunge~ des 
Kartellgesetzes, die sich auf ,den Handelsv'erkehr 
mit dem' Ausla,nrd beziehen, notwendig. Es ge­
nÜigt hieibei, daß ,in diesen Bes1timmungen auch 
dias rgegenrständlich,e übel'einkommenalngefrührt 
wird. 

11. Besonderer Teil 

Zu § 1: 

Dieser' P,amgraplh enthält die für den Gesetz­
entwurf edordierIichen Beg;r!iff~bestJimmungen. 

Zu§ 2: 

Die~er Paragmphenthält die ~peziel1en' Z011-
vorschrifoen für die Ausgangs'Zöl1e. 

Für dieZoHsenkunrgen sind ,die im Zo1ltarif­
gesetz 1958 festgesetzten allgemeinen Zollsätze 
oder die von Österreich im R:aJhmen des GATT 
v,ereinbarten vertJraJg~mäßILgen Zolls ätze nach dem 
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Stande vom 1. J;Lnnerl978 hemnzuziehen,je 
nachdem, welcher von ·diesen ZoHsätzen im Ein­
~eliaU <eine niech-:igere AJbgaibenbelastung ergibt. 

Im Ges'etzenty.ru,rf W'\JJrde wei·ters klapgesteHt, 
welche Zohlsätze kei.ne Ausgan.gszoHsät~e dar­
stellen. Dies 's,ind die auf Grund des § 6 des 
ZoUtadtgesetZ!es, auf Er1laubnisschein oder gegen 
Bestätigut1lg -oder auf Grund des Pr~f.eren-zwU­
gesetzes oder aJnderer Za1J:vorschrrften' ermäß~g" 
ten ZoHsät~e. 

Eine Sonder regelung war ,für die im Absch,nitt 
"österreich" ·der Liste E .des Anlhanges I g'enaJUn­
ten Kapitel +8 und 49' (Papier und P:apierwaren) 
vorzusehen, die nach dem AJbkommen zwischen 
öst·erreich 'UJnd der Europäischen Wirtsch.afts,ge­
meinschaft emem verlangsamllen ZO'llalblhau 
unterli,egen. DaJmit für s'ie im Verkehr mit 
Spanien die&eLben Vorzugszollsät~e ang.ewendet 
werden, müssen für sie auch die .gleichen Aus­
ganlgswlilsätz,e ,ge11len (siehe .auch, die Erläute­
rungen zu § 15). 

Zu § 3: 

Mit diesem Paraigraph wird klangeslleHt, daß 
in Ange1·t1genheiten !flach diesem Bundesgesetz 
nelben den Besuimrmungen des Zol1gesetzes 1955, 
des. Zolltarifg.esetZies 1958 und d,es WertzoUge­
setzes lauch die, Bestimmungen der :Bundeslib­
gabenordnun,g, l:}GBl. Nr. 194/19'61, Anwendung 
finden. Dies hed,eutet unter an,derem, daß die 
im Ahgalbenv-erfah.ren bestehenden Rech~e und 
Verpflimtungen, der AJbgaJbenverwa:1tung, der 
arideren Behörden und der vemÜigungsberech­
tigten Importeure und Exporteure auch für die 
Zwecke dieses iBundlesgesetzes .gelten. Darunter 
fäLlt beispielsweise auch die Auskunftspflich.t V'on 
Behörden und Institutionen des öffentlichen 
Rechts, ·diie Offenlegurugspflicht der Unllernehmen 
bei Antr;Lgen ·auf Ertei~u<Illg von Ursprun,gs,zeug-
nis's·en und del'lgleichen. . 

Analoge Bestimffiu:rugen sind im § 4 dies EG-, 
AJbkommen-Durchfühmngsgesetzes und im § 2 
des EFT A -DurchfuhrungsgesetZles eruth al ten. 

Zu§ 4: 

Als f.reihafl!delsverei.nJbarung ast das vodie­
gende übereinkommen nach Art. XXIV des 
GATT von ·d:er ·aLlgemeine:n Meistbegünstigun,g 
des. Art. I des GATT au~genoffimen. Dies giilt 
auch .für -die Meistbegünstigungsklauseln, dJie in 
bi'laJller,alen Verträgen mi,t Dritt~taaoen vel'ein­
bart worden sind. Um diesen SachverhaLt im In~ 
teresse der Rechossi.cherheit auf iinnerstaatlicher 
Ebene .a:bzusichem, schließt ,dies·er Paragraph die 
Anwendung der in inter<Illationalen Verträg.en 
muiltilateraler und bilateraler Natur vereinlbaJPten 
Meistbegünstigunig auf VorzugszöHe nach dem 
vor.1iegendlen übereinkommen aus. 

Hingegen sind die Vollzugszölle auf inländische 
Rückwaren im Sinne des § 4 A,bs. 5 des Zoll­
g,esetzes 19'55 anwendbar. Die VorzrugszöLle gel­
tendaher auch fü·r inländlische Rückwaren, für die 
mangels Erfüllung arller im § 42 des Zollg-<;­
setzes 1955 genaIlinten Voraussetzungen ,die Zoll­
freilheit nicht Igewährt werden ,kann. Dies gilt: 
un,aibhäIlig1g da'von,ob di'e W'J!re ,aus e~nem Ver­
traJgsstaaJt oder aus ,ein'em anderen Larud zurück­
lan,gt. Die Vorzugszöhle steHen sich in . diesem 
FaLl ;3;ls Ibesondere autonome Zolls ätze dar, für 
deren Anwendung es daher der Erfüllung der 
Voraussetzungen ,für die Anwendung des über­
einkommens und fo1glich· auch keiner Vorlage 
eines Ur~prungsiJJachweis,es bedarf. 

Analoge Bestimmungen sind,- im § 6 des EG­
Aibfkommen-'DurchfÜlhrungslgesetzes und ~ § 3 
des EFT A~Dul'chführungS'gesetzesenthalten. 

Zu § 5: 

Dieser ParaJgr:aph regelt d!i.e Zuständigkeit }lnd 
das Verfahren Ibei der Erteilung von Waren­
verkehrsbesclIeinigungen und der Ausstellung von 
Urspmngserklärurugen anläßlich der Ausfuhr von 
Unprut1Jgserzeugn:issen zwecks E-rlangung der 
Vorzug~behandlung in den Geßiellen der Ver­
tragsstaat·en. 

Er enthält f.erner diie Verpflichtung des Expor­
teurs, di.e d~eser zur Erlangung einer Warenver­
kehrshescheini.gung der ZoUbehörde gegenüber 
zu ·el'fül1en und !bei Ausste~lung einer Ursprungs~ 
erklärung zu beachten hat. 

Schl~eßlich regelt er das Nachprüfungsverfahren 
hinsichtlich der R,ichti,gk.eit und Ordnungsmäßi,g­
keit der in den Ursprungsnachweisen entha1lte­
neu Angahen. , 

. Im übrigen gilt die Auskunftspflicht der Kör­
perschaften des öffenvlichen RechtJes nach 
§ 158 BAO l'uch in ·dies·em Ver.fahr·en. 

Diese IgesetzLichen Be~timmungen ·d:ienen, zur 
Durchführung ,der Art. 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 
15, 16, und 17 des Anhangs III des überein­
kommens betr.eff'end die Ursprungsbestimmun­
gen und die Ursprungsheschernigungen. 

Analoge Bestimmunge.n sind im § 7 des EG­
Aihkommen~Durchführungsgesetzes und im § 4 
des EFT A .,DurchführungSigesetZ'es enthalten. 

Zu § 7: 

Auf Grund der Erfahrungen, die hei Durch­
führung der Frei.hande1~vereinbarungen m~t der 
EFTA und den EG gewonnen werden konnten, 
erweist sich die Aufnahme einer Toleranzbe­
stimmunlg als notwendig, wonach gerinlgfügige 
MängeIl in ·d~n zur ZoIlaJbfer;cigung der Waren 
erf.orderlichen Unterlagen, di.eiln der Pr,axis -
hervorgerufen durch den ständig S'teligend,en 
Umfang des Warenverkehr in der Ein- und 
Ausfuhr und die stets komplizi·erller werdenden 
Rechtsvorschrifllen - immer w1eder vorkommen, 
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nicht zur ZurückweisunJg des Albfert1gungs,amra­
ges führen sol~·en,. Diese Tolera.n:z soll vom 
Gesetzgeber von vornJherein ,eingeräumt wer,den. 

Analoge Bestimmungen sind im § 9 des EG­
Abkommen-nwrchiführwngsgesetzes und ,im § 13 
des EFTA-lDurchführul1Jgs,g,es'etzes enthaLten. 

Zu§ 9: 
Für die praktische Durchführung ,erweist es 

sich aLs a]otwendig, den Gegenwert in Schilling, 
die sich bei der Umrechruung von ~n Rechnungs­
einheiten ,auSJgedrückctJen Wertgrenzenergeben, 
aufzurunden. Für die F,est!legung dieser Wert­
grelllZM'erscheimes wünschenswert, dem Bun­
desminister für Finanzen eine dieSibezügliche 
Verol'dnungserm;ichtigung einzuräumen. 

Analogie Bestimmungensil1Jd im § 11 des EG­
Abkommen-Durchführungs.g,esetzes und im § 7 
des EFT A ~Durchfürhl'Ungsge~etz,es enthalt'en. 

Zu § 10: 

nie Anwendung eines Vorzugszol1satzes ist 
vom Vor liegen bestimmter U rsprungs,erforder­
nisse abhängig. Der Verfügungsberechtigte ist wohl 
nach dem Gesetz verpfl<ichtet, den Ursprung der 
zur ZoII.abfertigung gestellten Waren zu erklären, 
nicht aber, ob die Waren den besonderen Ur­

,sprungsvorschriften des EFTA-5panien-tAbkom-
mensentsprechen. Um zu vermeiden, ·daß sich 
FäHe ergeben, auf welche die zolJLschuldrechtlichen 
Bestimmungen ,des § 174 Albs. 3 Et. c des Zoll­
gesetzes 1955 betreffend die Entstehung der 
Zollschu1d kraft Gesetzes a'los Folge von unrich­
tigen Angaben in der Warenerklärung oOder in 
der Erk.1ärungzur Ermittlung des Zollwertes 
nicht anwendbar sind, Imuß im Gesetzentwurf 
ein besolnderer z'Ülllschuldrechtilicher Tatbestand 
geschaffen werden. Diese Bestimmungen regeln 
somit die zoJlschuldrechtlichen Bolgen, die sich bei 
der Eil1Jfuhr einer War,e ,nach .österreich an die 
Nichtvodage eines Ursprungsnachweises oder an 
die Vorlage eines IsachEch unrichtigen urkund­
lichen UroSprungsl1Jachweises oder an die Nichter­
füllung des ErforderniJSses der unmittelbaren. Be­
förderung nach Art. 7 des Anhangs III knüpfen. 
In diesen Fällen entsteht für den zoUschcldrecht­
lich Verfügungsberechoigten Ihinsichtlich des Ab­
gabenbetrages, der infolge der ungerechtfertigten 
Inanspruchnahme die VorzugszoHbehandlung 
unerihoben .geblieben ist, die Albgalbenschuld kraft 
Gesetzes. 

,Für den übergang dieser Abgalbensclmld auf 
den Warenempfänger und in sonstigen Belangen 
gelten nach A:bs. 2 die .gleichen Bestimmungen 
wie für 'fine nach § 174 Abs. 3 lit. c des Zol1-
gesetzes 1955 kralt Gesetzes entstandenen ZoOl1-. 
schuld. 

AnaloOge Best'immungen sind im § 12 Abs. 3 
und 4 des EG-Athkommen-Durchführungsgesetze~ 
und im § 9 Abs. tund 2 des EFTA-Durchfüh-
rungsgesetzes entlhalten. . 

Zu § 11: 

. Auf Grund der mit den FreihandeIsvereinba­
rungen mit den Europäischen Gemeinschaften 
und den EFT A-Staaten .gewonnenen Erfahrungen 
erweist es sich 'als ·notwendig, für den Bundesmi­
nister für Finanzen' eine Verordnungsermächti­
gung aufzunehmen, um den sich vielfach rasch 
ändernden Verlhältnissen auf dem U fisprungssek­
tor nachkommen zu können. Der Gemischte Aus­
schuß EFT A-Spanien ist er1mächtigt, entweder für 
die Vertragsparteien 'bindende ,Beschlüsse zu fas­
sen oder EmpfeMungen zu erteilen, wobei 
letztere aUlf Grund einer geeigneten Igeset";lichen 
Grundhgein innerstaatliches Recht zu transfor­
mieren sind. So hat sich bei Durchführung der 
Frerhandelszonenvereinbarungen mit den Euro­
päischen Gemeinschaften und der EFT,A auch die 
Praxi,s hera usgebitldet, daß ZJwischen den Vertrags­
pa~teien für eine besümmte Materie Willensüber­
einstimmung erzielt wird, Oihne daß. jedoch das 
erzielte Einvernehmen in formelle Rechtsakte 
(Beschlüsse oOder Empfehlungen) gekleidet wird. 
In manchen FäLlen werden diese Absprachen in 
Protokolleintragungen festgehalten. Es muß so­
mit innerösterreichi.sch Vorsorge getl'offen 
werden, daß diese mannigfachen Wi'Llensüiberein­
stimmungen ohne Verzögerungen .auch in öster­
reich ,in Wirksamlkeit gesetzt werden können, um 
ein einheitliches und gleiChzeitiges Vorgehen Imit 
den anderen Vertragsparteien zu sichern und 
österreichi,sch'e 'Interessen nicht zu schädigen. Die 
Textierung trägt dieser VOl'gangJsweise Rechnung. 

Von dieser VerordnwngseI1mächtigung wird 
aller Voraussicht nach im Zusammenhang mit 
dem Verbot der ZoHrückvergütung Gebrauch ge­
macht werden müssen. Anhang III des EFT A­
Spanien-übereinkommens ,enthält nämlich selbst 
noch keine Bestimmungen über das Verbot der 
Zollrückvergütung. Lediglich da,s "Vereinba­
rungsprotokoll"sielht vor, daß in einem späteren 
Zeitpunkt der WortLaut einer Regelung über das 
V erbot von Zol'lrückvergü tungen und das Datum 
,ihres Inkrafttretens vom Gemischten Aus,schuß 
festzulegen i,st. 

Dem Verbot der ZoJ1riickvergütung liegt die 
Überlegung zugrunde, daß Waren, auf welche 
die Präferenz/behandlung Anwendung findet, 
nicht einen doppelten Vorteil genieß,en scHen, 
nämlich ~m iniportierenden Land die Präferenz­
begünstigung und im exportierenden Land eine 
Z,oLlrückvergüwng auf Grund der autonomen 
zollrechtlichen Bestimmungen. Ein solcher dop­
pelter Vorteil wäre mit den in einer Fre.ihandds­
zone gegebenen Wettbewerbsve.rhältni,ssen nicht 
vereinbar. Es wird somit dem Expo,rteur die 
Wahl gelas'sen, entweder die PräferelllZbegünsti­
gung im Einfuhrland unter Verzicht auf die Zol1-
rückvergütung im Ausfuhrstaat in Anspruch zu 
nehmen oder umgekehrt. 
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Vergleichbare Verordnungsermächtigungensind 
inden §§ 13 und 18 Abs. 7 des EG-Abkommen­
Durchführungsgesetzes in der Fassung der 
1. EG-Arbkommen-Durchführungsgesetz-NoveHe, 
BGBl. 'Nr. 791/1974, und ·in ·den §§ 10 und 15 
Abs. 6 des EFTA-Durchfüihrung.sgesetzes in der 
Fassung der 1. EFT A~Durchtührungsgesetz-No­
velle, BGBl. Nr. 792/1974, entilialten. 

Ihre Nützlichkeit erwies sich eben ~m Zusam­
menhang mit dem Verbot der Zollrückvergü­
tung, als mit einem 'Beschluß des Gemischten Aus­
schusses österreichJEWG vom 2. Dezember 1975 
ein aJb dem 1. Jänner 1976 gegenülber allen 
Staaten der erweiterten Europäischen Gemein­
sch'Mten ,gültiges Ve~bot der ZoIJrückvergütung 
geschaffen wurde. Auf Grund der vorerwähnten 
Verordnung,sermächtigungen des EG-Abkom­
men-Durchführungsgesetzes und ·des EFT A­
Durchfüihrungsgesetzes konnte bereits am 1 1. ~~­
zember 1975 eine Verordnung des Bundesmlnl­
sters für Fina.nzen ergehen, mit der. die Anwen­
dungdes Vertbotes der ZollriÜckvergü tung zu 
dem vorgesehenen Zeitpunkt sichergestellt 
wurde. 

Zu § 12: 

Die Ermächtigung des Bundeslministeriums für 
Finanzen zum unmittelbaren Schriftverkehr mit 
den in Betracht kommenden Behörden der Ver­
tragsstaaten in Angelegenheiten der ~andhabung 
der Ursprungsr.egeln und dersonstlgen Zollbe­
stimmungen entspr,icht den analogen Regelungen 
des § 14 des EG-1A:bkommen--Durchfü~:ungsge­
setzes und dem § 11 des EFTA-Durchführungs­
gesetzes. 

Zu § 14: 

Nach Art. 10 des EFTA-Spanien-übereinkom­
mens kann eine Vert~agspartei bei Einführung 
einer besonderen Regelung zur Durchführung 
ihrer Agrarpolitik 'Oder bei Knderung der beste­
henden Regelung für die in Betracht kom)men­
den 'Erzeugnisse die erfordeI1lichen ~np~ssunge.n 
vornehmen. In d1esen FäHen berückSichtIgen die 
Partnerländer in angemessener Weise die Interes­
sen ·des ,a:nderen V ertragspartners, w~bei sie im 
Gemischten Ausschuß diesbezügliche Konsulta­
tionen durchführen können. 

Im Art. 9 des EFT A-Spanien-Abkommens er­
klären .sich die Vertragsparteien bereit, unter Be­
achtung ihrer jeweiligen Agrarpolitik d~e "har­
monische EntwickiLung" des Handels mit land­
wirtscha,fdichenErzeugnissen zu fördern. 

Im vorliegenden Entwurf des ~rchführun~s­
gesetzes wird Vorsorge getroffen, 1n österreich 
die notwendigen rechtlichen Instrumente zu 
schaffen um ,Eese vertraglichen Bestimmungen 
innerst:atlich auch tatsächloich durchführen zu 
können. Zu diesem Zweck sind die erforderlichen 

Ermächtigungen für den Verordnungsgeber vor­
gesehen, um die Anpassungen rasch vornehmen 
zu können. 

Analoge Best~ffilm~ngensind im § 16 des EG­
Abkommen-Durchführungsgesetzes enthalten. 

Zu § 15: 

Bei Waren der Kapitel 48 und 49 des öster­
reichischen Zolltarifs (Papier und Papierwaren) 
ist in der Liste E des Anhangs I der gleiche be­
sondere Zeitplan für die Zollsenkungen vorge­
sehen, wie er ,auch gegenüherder EWG gilt, wo­
bei als Ausgangszölle die am 1. Jä-nner 1972 g~l­
tenden Zollsätze dienen. Weiters behält SIch 
österreich das Recht vor, im Falle unbedingter 
Notwendigkeit zu einem späteren Zeitpunkt und 
nach KOillsultationen im Gemi,schten Ausschuß für 
die genannten Waren Richtplafondseinzuführen. 
Für Einfuhren, welche die Richtplafonds über­
schreiten, können Zollsätze wieder eingeführt 
werden, die jedoch nicht !höher sein dürfen, als 
die gegenülber Drittlstaaten angewandten Zölle. 

Wie bei den anr.llogen Bestimmungen des § 17 
des EG-.A'bkommenrDurchführungsgesetzes sind 
zur Durchfüh~g der vertraglichen Bestimmun­
gen interne Rechvsvorschriften zu schaffen, 
welche die Schaffung und ·die überwachung der 
jährlichen Richtplalfonds zum GegetlJStand haben. 
Die überwachung ,dieser RichtplaJonds wäre 
zweckmäßigerweise dem Sundesministeri·um für 
Handel Gewerlbe und lndustriezu übertragen. 
Nach §' 15 Abs. 2 wird dabei das Bunde~ini­
steriujm ~ür Handel, Gewerbe und Industne von 
den Zoll dienststellen unterstützt werden. Dafür 
wird auch der automationsunterstützte Daten­
verkehr des Bundesrechenamtes eingesetzt 
werden. 

Im ubrigen ist die Anwendung der Konsequen­
zen bei der überschreitung der Richtplafonds fa­
kultativ. Es wird somit im EinzeLfaLl zu entschei­
den sein ob der !begünstigte Zolls atz bis zum 
Ende de; !betreffenden Kalenderjahf'es hei über­
schreiten des Richtplafonds ausgesetzt werden 
soll oder nicht. 

Zu § 16: 

Die Art. 15, 16, 17, 19 und 20 ·des EFT A­
Spanien-übereinkommetlJS enthalten eine Re~he 
von 'Schutzklauseln, die von den Vertragsparteien 
bei Vorliegen der darin ·enthaJtenen V O1~ausset­
zungen unter EinihaJitung des dort V'Orgesehenen 
Verfahrens angerufen werden können. Im Durch­
führungsgesetz muß Vorsorg~ ge~wffen wer~en, 
daß die SchutZiklauseln, soweit sie zollrechthc;he 
Belange betreffen, von österreich auch tats~chhch. 
innerstaatlich gehandhabt wer·den kon~en. 
Diesem Ziel dienen die V'OIrliegenden Best'Jm­
mungen. Soweit in Anwendung. der Sch'Utz:~e­
stimmungen· mengenmäßige Emfuhrbeschran-
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kungen getr~ffen werden soHen, finden diese im 
Außenhandelsgesetz 1968, BGBl. Nr. 314, ihre 
Deckung. Bei Zolldisparitäten und bei reg~onalen 
oder iSektöriellen Schwierigkeiten. ist ~m Drin,g­
lichkeitsvenfahren aJl-s Schutz;maßnahme die Ein­
führung von mengenmäßigen Beschränkungen 
vorgesehen. :Der Verordnungsgeher so'H auf dem 
Gebiete der Zölle ZoUzugeständnisse ganz oder 
teilweise zurücknehmen oder Ausgleichsabgaben 
Ibe.sünderer Art einführen können, soweit dies 
notwendig sein :sollte, um aufgetretene oder dro­
hende Nachteile für die österreichische Wirtschaft 
zu beseitigen bzw. hintanzuhalten. Im Abs. 2 
·soHen für die Erhebunlgeiner Ausgleich·sabgabe 
die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen 
werden, u. a. Bestimmungen 'Über die Festsetzung 
des Abgabenersatzes, das zu beachtende Verfahren 
und die Zuständigkeit der ZoHlLmter. Diese Aus­
g>leichsahgabe ist e'ine Abgalbe besonderer Art und 
ist mit der nachdem Stärke- und Ausgleich,sab­
galbegesetz zu erhebenden Ausgleichsabgabe nicht 
identisch. lhre Erhebung kommt in Betracht, 
wenn in der Liste C des Anhanges I nur Maß­
nahmen auf dem Gebiete der Zölle vorgesehen 
und nur landwirtschaftliche RoIhprodukte be­
troffen sind, für die der Preisausgleich ~m Rah­
men der Ausgleich'Sabgabenregdung nach dem 
Stärkegesetz oder Ausgleichsabga;bengesetz nicht 
vorgesehen ·i:st. 

Im Abs. 3 wird Vor,sürge ,getrüffen, daß der 
Verordnungsgeber Ausgleich'sabgaben einführen 
kann, um die drohende Anrufung der Schutz­
klauseln seiteq.s der anderen Vertragspartner ab­
zuwenden. 

Analoge B,e:stimmungen sind im §' 21 des EG­
Abkommen~Durchführungsgesetzes in der Fas­
sung der 1. EG-Abkommen-Durchführungs­
gesetz-Novelle, BGBL Nr. 791/1974, und im § 16 
des EFT A~DurchfüJhrungsgesetzes in oder Fassung 
der 1. EFTA-Durchführungsgesetz-Novelle, 
BGBl. Nr. 792/1974 enthalten. 

Zu § 18: 

Da.s übereinikolffimen zwischen den EFT A­
Ländern und Spanien regelt ,~~ Art. 16 Z. 1 kar-. 
teJlrechoIiche Sacheverha:he. Diese Bestimmung hat' 
den folgenden Wortlaut: 

,,1. Mit dem guten Funktionieren dieses über­
einkommens sind unvereinbar, soweit sie geeignet 
sind, den W arenverkehrzwischeneinem EFT A­
Land und Spanien zu !beeinträchtigen: 

a) alle Vereinbarungen zwischen Unterneh­
men, Besch!liÜsse voti Unternehmensvereini­
gungen und aufeinander aJbgestimmte Ver­
haltensweisen zwischen Unternehmen, die 
eine Verhinderung, Einschränkung oder 
Venfälschung des Wetthewerbs hezügEch 
der Pmduktion und des Warenverkehrs 
'bezwecken oder bewirken; 

, b) die mißbräuchliche Ausnutzung emer be­
herr.sehenden Stellung auf dem gesamten 
Gebiet der Vertragsstaatenoder auf ·einem 
wesentlichen Teil desselben durch ein oder 
mehrere Unternehmen." 

Diese Bestimrmungist nicht unrmittelbar an-
Liegen die Voraussetzungen, die zur Einfüh- wendbar. Es liegen vielmehr nur vÖ'lkerrechnliche 

rung von Schutzmaßnahmen geführt haben, nicht Pflichten vor, die jeder Vertragsteil auf Grund 
mehr ,"Oil', dann ist nach Abs. 5 der. Verordnungs- seiner eigenen Rech·tsvorschriften innerstaatEch 
gelber verpflichtet, dieenlassene Verordn,ung. durchsetzt. Geschieht dies nicht, so kann der andere 
wieder auf'zuheben. Vertrags teil durch Anrufung des Gemischten Aus-

Analoge Bestimmungen sind im § 19 des EG- schusses einseitig Schutzmaßnahmen treffen. Dar-
Abkomm,en-Durchführungsgesetzesenthl:l!lten. aus folgt, daß österreich mittelbar genötigt ist, 

Zu § 17: 

Gemäß Art. 16 Abs. 4 des Anha1i~s III betref­
fend die Ursprungshe~timmungen sind die Ver­
tragsparteien verpflichtet,. Sanktionen (Strafbe­
stimmungen) geg,en denjenigen zu verhängen, der 
.ein Schrilftstück rmit sachlich unrichtigen Angaben 
anfertigt oder anfertigen läßt, um eine Vorzugs­
wIlbehandlung für ~eine Ware zu erlangen. Um 
dieser völkerrechtlichen Verpflichtung nachzu­
kommen, wurde der § 18 in den Gesetzentwurf 
aufgenommen. 

Der im Abs. 2 vorgesehene Strafrahmen für 
vorsätzliche Begehung der Finanzordnungswid­
rigkeit entspricht der im § 51 des Finanzstrafge­
'setz es vorgesehene Höchstgrenze für Finanzord­
n ungswidrigkei ten. 

Rechtsvorschriften zu erlassen, die dieser Bestim­
mung , des. übereinkommens Rechnung tragen. 
Das Kartellgesetz enthält in den §§ 5 Abs. 2 
und 24 Abs. 2 bereits geeignete Durchführungs­
bestimmungen zu gleichlautenden oder ähnlichen 
Bestimmungen in ander·en dort aufgezählten Ver­
trägen. Diese Bestim~ungen brauchen daher bloß 
durch Aufnahme auch des übeteinkommens 
zwischen den EFTA-Ländern und Sp'anien er­
gänzt werden. 

Zu § 19: 

Dieser Paragraphenihält die .Best'immungen 
über das Inkrafttreten und das Außerkrafttreten 
des Durchführung~gesetzes. Die T extierung ist so 
gewälhlt, daß dliS Bundesgesetz - mit Ausn;lhme 
des § 18. - 'zugleich, mit dem EFT A-Spanien­
übereirikommen in Kraft und außer Kraft tritt. 
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